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Rückgabe korrekt abwickeln
Serie Pachtrecht (4): Am Ende der Pachtzeit muss der Pächter die Flächen in 
ordnungsgemäßem Zustand zurückgeben;  das heißt gemeinhin: so wie er sie 
übernommen hat. Was müssen Pächter und Verpächter dabei beachten?

W enn ein Pachtverhält-
nis nach Ablauf der ver-
einbarten Pachtzeit, nach 

Kündigung oder durch einvernehm-
liche Aufl ösung endet, hat der Pächter 
den Pachtgegenstand, also meist ein 
Grundstück, in dem Zustand zurück-
zugeben, der einer bis zur Rückgabe 
fortgesetzten ordnungsgemäßen Be-
wirtschaft ung entspricht. Gemeinhin 
geht man davon aus, dass der Pächter 
die Pachtfl äche in gleichem Zustand 
zurückzugeben hat, wie er sie erhal-
ten hat. 

Das heißt: Hat er eine Ackerfl äche in 
geackertem Zustand übernommen, hat 
er sie auch wieder geackert zurückzu-
geben. Eine Grünlandfl äche ist wieder 
als Grünlandfl äche zurückzugeben.

Diese pauschalen Aussagen gel-
ten allerdings nicht immer. Das Ge-
setz verlangt eine Rückgabe in einem 
Zustand, der einer ordnungsgemäßen 
Bewirtschaft ung entspricht. Deshalb 
kann es geboten sein, dass der Päch-
ter die Fläche noch ackert, auch wenn 
er sie als Stoppelfeld übernommen hat. 
Umgekehrt kann es geboten sein, eine 
Rückführung in den ursprünglichen 
Zustand zum Beispiel durch Grünland-
umbruch oder durch Rodung einer 
Kurzumtriebsplantage zu unterlas-
sen, wenn die Weiterführung der bis-
herigen Nutzung ordnungsgemäßer 
Bewirtschaft ung entspricht. 

Der Pächter kann sich nicht dieser 
Bewirtschaft ungspfl icht dadurch ent-
ziehen, dass er die Fläche vorzeitig zu-
rückgibt (sofort nach der Aberntung, 
um sich das Pfl ügen zu ersparen). Dies 
kann nur dann geschehen, wenn Ein-
vernehmen mit dem Verpächter  her-
gestellt ist.

Verlangt die ordnungsgemäße Be-
wirtschaft ung noch ein Pfl ügen, ob-
wohl die Fläche ungepfl ügt übernom-
men wurde, so hat der Pächter keinen 
Anspruch auf Ersatz seiner Mehrauf-
wendungen. Umgekehrt kann der Ver-
pächter keinen Schadenersatz verlan-
gen, wenn die Rückgabe als Grünland 
ordnungsgemäßer Bewirtschaft ung 
entspricht, der Verpächter danach die 
Fläche allerdings als Acker nutzen und 
deshalb umbrechen muss. 

Nachfolger muss die
Übergabe abwarten

Die Rückübertragungspfl icht gilt 
auch für die Übertragung von Rech-
ten, die sich aus der Bewirtschaft ung 
der Pachtsache ergeben haben und 
hierfür weiterhin erforderlich sind, 
zum Beispiel Lieferrechte, Zucker-
rübenkontingent etc.. Sie gilt jedoch 
nicht für Zahlungsansprüche, sofern 
diese dem Pächter zugeteilt wurden 
und nichts anderes vereinbart wurde. 

Aufwendungen zugestimmt hat. 
Mehrwert ist das, was den Wert der 
Pachtsache über die Pachtzeit hinaus 
erhöht. Dies gilt allerdings nur dann, 
wenn die Investition nicht „notwen-
dig“ sondern „nützlich“ war.

Die Abgrenzung zwischen soge-
nannten notwendigen Verwendungen 
(zum Beispiel bei Gebäudepacht: Er-
setzung einzelner defekter Dachziegel) 
zu nützlichen Verwendungen (Neu-
eindeckung des kompletten Daches) 
ist oft mals fl ießend. Die Verlegung 
neuer Dränagestränge oder die Er-
richtung eines Feldstadels werden bei-
spielsweise im Regelfall einen Mehr-
wertausgleichanspruch hervorrufen. 
Nicht dagegen zwingend die Aufk al-
kung einer Fläche, die Erhöhung der 
Grundversorgung mit Pfl anzennähr-
stoff en etc. 

Der auszugleichende Mehrwert um-
fasst in der Regel nicht die kompletten 
Aufwendungen des Pächters, sondern 
nur den Vorteil, der dem Verpächter 
nach Beendigung der Pachtzeit ver-
bleibt. Dies ist nötigenfalls unter Zu-
hilfenahme von Sachverständigen zu 
ermitteln. 

Tückisch und vom Pächter beson-
ders zu beachten ist die kurze Verjäh-
rungsfrist für diese Ansprüche. Sie be-
trägt nur sechs Monate und beginnt 
mit der rechtlichen Beendigung (zum 
Beispiel Auslaufen des Pachtvertrages 
oder Kündigungstermin) des Pacht-
verhältnisses und nicht erst mit der 
tatsächlichen Rückgabe der Fläche. 

Streiten zum Beispiel Pächter und 
Verpächter über die Wirksamkeit ei-
ner Kündigung und bewirtschaft et der 

Ist die Pachtzeit abgelaufen, wartet 
meist schon der Verpächter oder der 
Nachfolgepächter, um die Fläche in 
Besitz zu nehmen. Darf er dies so ein-
fach? Eigentlich nicht, denn es bedarf 
nach Beendigung eines Pachtverhält-
nisses zunächst einer Einigung zwi-
schen Verpächter und Pächter, dass 
zu einem bestimmten Zeitpunkt der  
Besitz der Fläche auf den Verpächter 
oder einen  Nachfolgepächter über-
geht. Wenn sich der Verpächter oder 
der Nachfolgepächter selbst in den Be-
sitz der Fläche setzt, so übt er streng-
genommen sogenannte „Verbotene Ei-
genmacht“ aus.

Es ist also erforderlich, dass zum ei-
nen der Pächter seinen Besitz an der 
Fläche aufgeben will und zum zweiten 
dies auch zum Ausdruck bringt (etwa 
durch einen konkreten Übergabeter-
min). Wendet zum Beispiel der Päch-
ter ein, er sei weiterhin berechtigt, die 
Fläche zu bewirtschaft en, beispiels-
weise weil eine ausgesprochene Kün-
digung unwirksam sei, so bleibt dem 
Verpächter nichts anderes übrig, als 
auf He rausgabe der Fläche zu klagen.

Schafft   er oder der Nachfolgepäch-
ter hingegen vollendete Tatsachen, so 
kann sich der Pächter hiergegen durch 
einen Antrag auf Erlass einer einst-
weiligen Verfügung mit Aussicht auf 
Erfolg erwehren. Umgekehrt hat al-
lerdings der Pächter seinerseits kein 
Zurückbehaltungsrecht an der Pacht-
sache, wenn er meint, Ansprüche ge-
gen den Verpächter noch zu haben. 

Was gilt, wenn die
Ernte noch steht?

Ein verbreiteter Irrglaube ist auch 
die Meinung, der Pächter sei grund-
sätzlich berechtigt, die bis zum Ab-
lauf der Pachtzeit noch nicht geern-
teten Früchte abzuernten.  Mit Ablauf 
der vereinbarten oder durch Kündi-
gung vorgegebenen Pachtzeit endet 
das Recht des Pächters zur Nutzung 
der Fläche. Der Verpächter könnte 
also auf Unterlassung weiterer Bewirt-
schaft ungsmaßnahmen klagen. 

Praktisch ist dies natürlich unsin-
nig, da über eine solche Klage erst ent-
schieden wird, wenn die Fläche längst 
abgeerntet ist. Um Streit zu vermeiden, 
ist in den meisten Musterpachtverträ-
gen ohnehin geregelt, dass eine Wei-
terbewirtschaft ung bis zur Aberntung 
zulässig ist.

Wird über den Zeitpunkt der recht-
lichen Beendigung des Pachtverhält-
nisses hinaus die Fläche bewirtschaf-
tet, also der Besitz vom bisherigen 
Pächter nicht aufgegeben, so steht dem 
Verpächter bei verspäteter Rückgabe 
für die Dauer der Vorenthaltung als 
Entschädigung mindestens die ver-

einbarte Pacht, unter Umständen aber 
auch weitergehender Schadenersatz 
zu (zum Beispiel statt Winterweizen 
kann nur noch Sommerweizen gesät 
werden, daher Schadenersatz aus der 
Ertragseinbuße).

Endet das Pachtverhältnis gleich 
aus welchen Gründen im Laufe eines 
Pachtjahres und sind die Felder noch 
nicht abgeerntet, so hat der Verpäch-
ter dem Pächter den Wert der noch 
aufstehenden Ernte zu ersetzen. Da-
bei ist das Ernterisiko angemessen zu 
berücksichtigen. Lässt sich der Wert 
der aufstehenden Ernte nicht ermit-
teln (Beispiel: Pachtverhältnis endet 
im Februar,  Winterweizen ist ange-
sät), so hat der Pächter zumindest An-
spruch auf Ersatz für Aufwendungen,  
die er für den Anbau gemacht hat. 

Die Rückgabe ganzer 
Betriebe

Komplizierter ist es, wenn ein gan-
zer Betrieb Gegenstand der Pacht ist. 
Hier hat der Pächter bei Beendigung 
des Pachtverhältnisses von den vor-
handenen landwirtschaft lichen Er-
zeugnissen so viel zurückzulassen, 
wie zur Fortführung der Bewirtschaf-
tung bis zur nächsten Ernte nötig ist, 
auch wenn er bei Beginn des Pacht-
verhältnisses  solche Erzeugnisse nicht 
übernommen hat. Dies trifft   vor allem 
Betriebe mit Tierhaltung, die zum Bei-
spiel auf Heu- und Strohvorräte ange-
wiesen sind. Lässt der Pächter nach 
dieser Regelung mehr zurück, als was 
er zu Beginn übernommen hat, steht 
ihm in diesem Fall ein Wertausgleichs-
anspruch zu. 

Einen noch weitergehenden An-
spruch hat der Verpächter aus seinem 
Verpächterpfandrecht. Hat der Ver-
pächter Forderungen gegen den Päch-
ter (zum Beispiel ausstehender Pacht-
zins, Schadenersatzansprüche wegen 
Schäden an der Pachtsache etc.), so 
kann er für seine Forderungen ein 
Pfandrecht an den eingebrachten Sa-
chen des Pächters, also zum Beispiel 
bei einer Betriebspacht an den Maschi-
nen oder dem Viehbestand des Päch-
ters, sowie an den Früchten der Pacht-
sache geltend machen. Auch wenn nur 
eine Fläche verpachtet ist, kann der 
Verpächter die dort noch aufstehen-
den Früchte pfänden und nötigenfalls 
auch verwerten. 

Wertersatz bei 
Verbesserungen

Hat der  Pächter in die Pachtfl äche 
oder den Pachtbetrieb investiert, so 
kann er vom Verpächter die Erstat-
tung des sogenannten „Mehrwertes“ 
verlangen, wenn der Verpächter den 
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Pächter die Fläche während des Kün-
digungsprozesses weiter und verliert er 
diesen Prozess, so hat er zumeist auch 
zugleich seine Mehrwertansprüche 
verloren, weil im Regelfall zwischen 
der als wirksam erachteten fristlosen 
Kündigung und dem ergangenen Ur-
teil beziehungsweise der tatsächlichen 
Rückgabe der Pachtfl äche mehr als 
sechs Monate vergangen sind. 

Wird während der Pachtzeit das 
Pachtgrundstück verkauft , so läuft  die 
Verjährungsfrist mit Beginn der Ein-
tragung des Eigentumswechsels im 
Grundbuch. Sind also die nützlichen 
Verwendungen in der Epoche des Vor-
eigentümers getätigt worden, so müs-

sen sie fristgerecht gegen diesen gel-
tend gemacht werden und nicht gegen 
den Erwerber. 

Umgekehrt kann der Verpäch-
ter vom Pächter Schadenersatz ver-
langen, wenn er die Pachtsache mit 
Schäden (zum Beispiel zerstörte Drä-
nage, Beschädigungen an Pachtgebäu-
den etc.) zurückerhält. Auch die An-
sprüche des Verpächters unterliegen 
der kurzen Verjährungsfrist von sechs 
Monaten, allerdings beginnt diese 
Frist erst mit tatsächlicher Rückgabe 
der Pachtsache.

Will der Verpächter Schadenersatz-
ansprüche geltend machen, so muss 
er natürlich beweisen, dass durch den 

Pächter ein Schaden verursacht wur-
de. Der Verpächter wird seine Ansprü-
che nur dann mit Aussicht auf Erfolg 
durchsetzen können, wenn er den Zu-
stand der Pachtsache vor Beginn des 
Pachtverhältnisses ausreichend doku-
mentiert hat. Deshalb wird auch in den 
Musterverträgen die Erstellung einer 
Flächen- oder Betriebsbeschreibung 
empfohlen, wenngleich sie in der Pra-
xis kaum vorgenommen wird. 

Ein häufi ger Streitpunkt bei der 
Rückgabe von Pachtfl ächen ist das 
Fehlen von Grenzsteinen. Auch hier 
gilt der Grundsatz, dass der Verpäch-
ter beweisen muss, dass ein Schaden 
durch den Pächter verursacht wurde. 
Wenn der Pächter nicht zu Beginn des 
Pachtverhältnisses bestätigt hat, dass 
alle Grenzsteine vorhanden sind, oder 
dies in anderer Weise nachgewiesen 
werden kann, zum Beispiel durch Zeu-
gen, wird ein Anspruch sich gegen den 
Pächter kaum durchsetzen lassen.

Etwas anderes kann auch dann gel-
ten, wenn nachweisbar die Grenzstei-
ne während der Pachtzeit neu gesetzt 
wurden (zum Beispiel im Flurbereini-
gungsverfahren etc.). Hat der Pächter 
den Grenzstein versehentlich heraus 
geackert, so sollte er dies, um Streit zu 
vermeiden, dem Verpächter mitteilen. 
Der Verpächter hat dann mitunter ei-
nen Schadenersatzanspruch nicht nur 
gegen den Pächter persönlich, son-
dern auch gegen die Haft pfl ichtversi-
cherung des Schleppers mit dem der 
Schaden verursacht wurde. Die Höhe 
des Schadens richtet sich nach den er-
forderlichen Abmarkungskosten. 

Wegnahme von 
Pächtereinrichtungen

Hat der Pächter die Pachtsache mit 
Einrichtungen versehen, so ist er be-
rechtigt, diese zum Ende der Pacht 
wegzunehmen. Einrichtungen kön-

Der neue Pächter kann die Fläche 
erst dann in Besitz nehmen, 
wenn die offi zielle Übergabe vom 
Vorpächter an den Eigentümer 
erfolgt ist.

nen zum Beispiel bei Betriebspachten 
die Ausstattung von Betriebsgebäu-
den mit Einbauten, wie Sanitäranlagen 
usw. sein, aber auch der Einbau von 
Elektromotoren, Melkanlagen, Anbin-
devorrichtungen, Fütterungseinrich-
tungen, Heizanlagen usw. Bei reinen 
Flächenpachten ist an Einfriedungen, 
wie Weidezäune, Tränken usw. zu den-
ken. Auch dieses Wegnahmerecht un-
terliegt der kurzen Verjährungsfrist 
von sechs Monaten ab rechtlicher Be-
endigung des Pachtverhältnisses. 

Im Einzelfall kann sogar eine Weg-
nahmepfl icht bestehen, wenn nur 
durch die Entfernung der Einrichtung 
die Rückgabe in ordnungsgemäßem 
Zustand erfolgt. Hat der Pächter wäh-
rend der Vertragslaufzeit auf eigene 
Kosten zum Beispiel Silos in eine Halle 
eingebaut und hat der Verpächter der 
Nutzungsänderung zugestimmt oder 
sie geduldet, so darf der Verpächter 
der Ersatzpfl icht für etwaige Wertstei-
gerungen bei Pachtende, nicht durch 
ein Verlangen der Wegnahmepfl icht 
des Pächters umgehen. 

Umgekehrt kann der Verpächter die 
Ausübung des Wegnahmerechts durch 
Zahlung einer angemessenen Entschä-
digung abwenden, es sei denn, dass 
der Pächter ein berechtigtes Interesse 
an der Wegnahme hat. Der Verpäch-
ter kann also ein Übernahmerecht für 
diese Einrichtungen geltend machen. 
Er hat dann aber dem Pächter den Ge-
brauchswert der Einrichtung zu ent-
schädigen. Abzuziehen sind hiervon 
die Kosten, die sich der Pächter für den 
Ausbau und die Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustandes erspart.

Das Übernahmerecht des Verpäch-
ters muss erklärt werden, solange 
die Einrichtung noch vorhanden ist. 
Auch hier gilt natürlich die Empfeh-
lung, dass der Pächter schon vor einer 
Investition, am besten schrift lich, mit 
dem Verpächter eine Regelung trifft  , 
wie mit einer solchen Investition am 
Ende eines Pachtverhältnisses zu ver-
fahren ist. Nur dadurch lässt sich der 
häufi g schon vorprogrammierte Streit 
verhindern. 
 Josef Deuringer

 Fachanwalt für Agrarrecht, Augsburg

In einem Pachtvertrag über eine 
Fläche für eine Windkraft anlage 

war vereinbart worden, dass der Ver-
trag ab Unterzeichnung wirksam ist 
und 29 Jahre nach Inbetriebnahme 
endet. Diese Regelung ist nach An-
sicht des Oberlandesgerichts Bran-
denburg eindeutig. Vertragsbeginn 
und Vertragsende könnten unab-
hängig von einander geregelt werden, 
entschieden die Richter in einem Ur-
teil vom 30. 3. 2011 (Az.: 3 U 117/10). 
Damit sei zwar unbestimmt, wie lan-
ge der Zeitraum zwischen Vertrags-
beginn und Vertragsende im Er-
gebnis sein wird. Gleichwohl seien 
beide maßgeblichen Zeitpunkte klar 

und verständlich geregelt. Unmiss-
verständlich war auch geregelt, dass 
erst ab dem Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme das Nutzungsentgelt zu zah-
len ist, der Grundstückseigentümer 
also nicht bereits ab Vertragsbeginn  
eine Vergütung erhält.

Unklar war die Regelung zur Ver-
tragslaufzeit auch nicht dadurch, dass 
off en war, ob und wann die fristaus-
lösende Inbetriebnahme stattfi nden 
wird. Insoweit geht es nicht um die 
Frage der Klarheit und Verständ-
lichkeit der vertraglichen Regelung, 
sondern um die tatsächlichen Ver-
hältnisse, hinsichtlich derer eine Un-
gewissheit bestand. Was unter einer 

„Inbetriebnahme“ verstanden wer-
den sollte, bedurft e aber keiner nä-
heren Regelung.

Der Grundstückseigentümer sollte 
ein zeitabhängiges Entgelt für seine 
Vertragsleistung nicht ab Vertragsbe-
ginn bzw. ab Fälligkeit seiner Leis-
tung, sondern erst ab Inbetriebnahme 
der Anlage erhalten. Diese Inbetrieb-
nahme konnte sich aufgrund der an-
stehenden Genehmigungen über län-
gere Zeit verzögern; erst nach fünf 
Jahren durft e sich der Grundstücks-
eigentümer laut Vertrag davon lö-
sen, falls bis dahin der Bau der An-
lage nicht begonnen hatte.

Insgesamt musste der Grundstücks-

eigentümer damit eine entgeltlose Zeit 
von mehr als fünf Jahren befürchten. 
Das Gericht sah darin jedoch kein 
zulasten des Grundstückseigentü-
mers gehendes Ungleichgewicht von 
Leitung und Gegenleistung. Der Ei-
gentümer schuldete nach dem Ver-
trag nicht die uneingeschränkte Ge-
brauchsüberlassung des Grundstücks, 
so dass seine landwirtschaft liche Nut-
zung nicht beeinträchtigt war. 

Der Pächter musste erhebliche Vor-
leistungen im Rahmen der Planung 
der Anlagen erbringen. Er hatte des-
halb ein erhebliches Interesse daran, 
sich die Flächen zu sichern, war aber 
tatsächlich außer Stande, vorweg an-
zugeben, welcher Zeitraum bis zur 
Inbetriebnahme verstreichen würde.
 TT

Windkraft : Pachtzahlung erst ab der Inbetriebnahme?
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